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Québecs Provinzregierung — „Ei- 
ne neue Übereinkunft11

Die Bevôlkerung der überwiegend 
franzôsischsprachigen Provinz Qué­
bec soil nach dem Wunsch der Lan- 
desregierung im Frühjahr 1980 inei- 
ner Volksbefragung darüber ent- 
scheiden, ob die Provinzregierung 
Verhandlungen mit dem übrigen 
Kanada über eine vôlkerrechtliche 
Loslôsung Québecs bei gleichzeiti- 
ger Wirtschafts- und Wahrungs- 
union anstreben darf. ( Wortlaut s. S. 
4 „Redenja! Aber auch Taten!")

Fast genau drei Jahre nach Amts- 
antritt hat die Provinzregierung zur 
Referendumsdiskussion ein WeiB- 
buch mit dem Titel „Québec- Kana­
da: Eine neue Übereinkunft" (La 
Nouvelle Entente - A New Deal) 
vorgelegt. Dieses WeiBbuch mit 
dem Untertitel „Vorschlag Für eine 
neue Partnerschaft unter Gleichen“ 
fordert einen vôlkerrechtlich unab- 
hangigen Status fur Québec und 
Wirtschaftsunion mit dem übrigen 
Kanada.

Das WeiBbuch setzt bei einer Skiz- 
zierung des historischen Rahmens 
der Beziehungen zwischen franzô- 
sich- und englischsprachigen Kana- 
diem an, umreiBt die Entwicklung 
der foderalen Praxis der mehr als 
einhundertjahrigen politischen 
Entstehungsgeschichte Kanadas

Fortsetzung S. 6

Ottawa — „Flexibilitat des fode­
ralen Systems11

Unmittelbar bevor die 
Quebecer Provinzregierung 
ihr WeiBbuch zur Neuge- 

staltung des Verhâltnisses der Pro­
vinz zum übrigen Kanada vorlegte, 
âuBerte sich ein Vertreter der Bun- 
desregierung zur anstehenden The- 
matik.
Der Staatsminister fur Beziehungen 
zwischen Bund und Provinzen, Wil­
liam Jarvis, machte in einem Inter­
view mit der Montrealer Tageszei- 
tung „Le Devoir" unteranderem fol- 
gende Ausführungen:

wir glauben, dafi neue politische 
oder administrative Arrangements, 
die mit den Provinzen auszuhandeln 
sind, das Konfiikt- und Reibungspo- 
tential .... reduzieren dürften und 
allen Kanadiern erkennbar machen, 
werfur was verantwortlich ist.
„Die Regierung ist durchaus bereit, bi­
laterale Vereinbarungen mit verschie- 
denen Provinzen und unterschiedliche 
voneinander abweichende Arrange­
ments mit einzelnen Provinzen zu 
erwàgen. Wirmeinen, daji eine Bereit- 
schaft, derartig unterschiedliche 
Übereinkünfte zu erwàgen, unserem 

foderalen System jene Flexibilitàt zu- 
rückgegeben würde, die zur Befriedi- 
gung verschiedenartiger Bedürfnisse 
und Erwartungen in den verschie- 
denen Teilen Kanadas notwendig ist. 
„Darüberhinaus kônnte sich dieses
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Liberale Parte! Québecs — „Ei- 
ne neue kanadische Federation11

Wenige Tage nach Beginn dieses für 
die Diskussion um eine môgliche 
Neugestaltung der kanadischen 
Verfassung wichtigen Jahres hat die 
Führung der Liberalen Partei Qué­
becs ihre Vorstellungen von einer 
Neuordnung vorgelegt. Danach 
würden aile Kanadier in einer Volks- 
abstimmung zur Annahme einer 
neuen Verfassung aufgerufen wer- 
den. Einer Verfassung, die im Kern 
den Provinzen grôBere Vollmachten 
einràumen würde sowie einer stàr- 
keren verfassungsmàBigen Veran- 
kerung der Gleichberechtigung und 
Gleichbehandlung aller Kanadier 
und einer verstàrkten Berücksichti- 
gung der sprachlichen und kulturel- 
len Belange nicht nur der englisch- 
und franzôsischsprachigen Grup- 
pen, sondern auch der Ureinwoh- 
ner, also der Amerindianer und 
Inuit (Eskimos) Rechnung tragen 
würde.
Das Paket von Vorschlagen, enthal- 
ten in einem 141 Seiten starken Do- 
kument mit dem Titel „Eine Neue 
Kanadische Fôderation“ unter- 
streicht den Gedanken des fodera­
len Zusammenhalts Kanadas, 
spricht sich aber in seinem Kern- 
punkt für die Neugestaltung der par- 
lamentarischen Entscheidungspro- 
zesse auf Bundesebene a us. 
Québecs Hauptoppositionspartei
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Oberster Gerich shof bestôtigt Zweisprachigkeï
Kanadas ObersterGerichtshof, 
the Supreme Court of Cana­
da, hat am 13. Dezember 1979 

in zwei einstimmig gefaBten Entschei- 
dungen Gesetze der Provinzen Manito­
ba und Québec als nicht verfassungs- 
konform zurückgewiesen, die den Sta­
tus jeweils einer der beiden offiziellen 
Landessprachen, Englisch und Franzô- 
sisch, schmalerten.
So habe es die Vollmachten des Pro- 
vinzparlaments von Manitoba über- 
stiegen, der franzôsischen Sprache 
1890 den Rang einer Amtssprache 
abzuerkennen, einschlieBlich der Zu- 
lassigkeit der franzôsischen Sprache 
vor den Gerichten der Provinz.

In einer zweiten Entscheidung erklarte 
der Supreme Court, es habe gleicher- 
maBen die Vollmachten des Québecer 
Provinzparlaments überstiegen, 1977 
mit dem sogenannten Bill 101 die 
Anwendung der englischen Sprache 
als Amtssprache, sowohl in der Formu- 
lierung von Gesetzen, als auch im Ge- 
brauch vor den Gerichten einzuengen. 
Das Québecer Provinzparlament hat 
zwischenzeitlich aile 311 seit 1977 aus- 
schlieBlich in franzôsischer Sprachfas- 
sung erlassenen Gesetze noch einmal 
in ihrer englischsprachigen Version 
verarbschiedet.
In Manitoba, wo nunmehr Tausende 
seit 1890 ausschlieBlich in englischer

Sprache ergangene Gesetze auch in der 
zweiten Landessprache nachzuvoll- 
ziehen sind, rechnet man zunachst mit 
Übersetzungskosten von etwa 20 Mio. 
Dollar, bevor das dortige Parlament sie 
emeut, diesmal in ihrer franzôsischen 
Fassung, verabschieden kann.

Das Supreme Court folgte mit seiner 
Entscheidung ausdrücklich einer vom 
Quebecer Appellationsgericht getrof- 
fenen Formulierung, wonach der Ge- 
brauch beider Amtssprachen im Bri­
tish North America Act, der kanadi­
schen Verfassung, verankert sei. Keine 
Provinz habe das Recht, die Verfassung 
zu àndem.
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